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„Zu DDR-Zeiten […] hat 
der Staat die Kirchen aus 
den Schulen verdrängt, 
zugunsten eines staatlich 
verfügten Weltanschau-
ungs-Unterrichts.“
Wolfgang Thierse, stellv. SPD-
Vorsitzender, über die Ent-
scheidung der Berliner SPD, 
den Religions- abzuschaffen, 
auf dem SPD-Landesparteitag 
am 09.05.2004 laut Bild-Zei-
tung, 11.04.2005

„Wolfgang, […] vergleiche 
das Berliner Schulsystem 
nicht mit der DDR!“
Klaus Wowereit, SPD, Regie-
render Bürgermeister von 
Berlin, auf dem SPD-Landes-
parteitag am 09.05.2004 laut 
Bild-Zeitung, 11.04.2005

„Ich halte es im Übrigen 
auch nicht für sonderlich 
gut, wenn der Staat meint, 
er allein könne Werte un-
terrichten, Ich halte diese 
Entscheidung in dem Teil, 
wo die Kirchen, der Reli-
gionsunterricht faktisch 
als freiwillig an den Rand 
gedrängt wird, für hoch 
problematisch.“
Wolfgang Thierse, stellv. SPD-
Vorsitzender, über die Ent-
scheidung der Berliner SPD, 
den Religions- zugunsten eines 
„Werteunterrichts“ abzuschaf-
fen, ZDF, 11.04.2005

„Ich glaube, es ist ange-
messen, zu sagen: Wir 
können dieses Embargo 
aufheben.“
Gerhard Schröder über das 
Waffenembargo gegen China 
laut Bayerischem Rundfunk, 
06.04.2005

„Solange China nicht bei 
Menschenrechten ent-
sprechende Standards 
hat, nicht die Politik ge-
gen Taiwan oder insge-
samt die durchaus nicht 
friedliche Außenpolitik 
einstellt, solange kann es 
auch keine Aufhebung des 
Waffenembargos geben.“
Björn Böhning, Vorsitzender 
der Jusos in der SPD, Deutsch-
landradio Kultur, 09.04.2005

    

Graffiti. Für 
die einen 
Kunst – für 
die meisten 
aber ein teu-
res Ärgernis. 

R o t - G r ü n 
hat sich 

dem nicht länger verschlie-
ßen können, doch der ge-
fundene Kompromiss stößt 
auf Widerspruch. Hierzu 
der Vorsitzende der Ber-
liner CDU-Landesgruppe 
im Bundestag, Roland Ge-
walt:
Der internationale Anti-
Graffiti-Kongress des Ber-
liner Vereins Nofitti hat in 
der Öffentlichkeit die Auf-
merksamkeit auf einen Dau-
erbrenner in der deutschen 
Justizpolitik gelenkt: Der 
vom Bundesrat 2002 verab-
schiedete Entwurf für ein 
Graffitibekämpfungsgesetz. 
Obwohl fast alle Landesre-
gierungen – auch die von 
der SPD geführten – einen 
Graffititatbestand im Straf-
gesetzbuch haben wollen, 
lehnt Rot-Grün im Bundes-
tag bislang diese Forderung 
kategorisch ab. Die zuneh-
mende Verärgerung in der 

Graffiti-„Kompromiss“  versprüht  keine Hoffnung 
Länderkammer, die auf dem 
Noffiti-Kongress deutlich 
geworden ist, hat jetzt dazu 
geführt, dass Rot-Grün sich 
auch im Bundestag mit dem 
Problem befasst. Am Diens-
tag letzter Woche vermelde-
te die Koalition dann „wei-
ßen Rauch“. Die Hoffnung, 
es bewege sich endlich 
was, wurde jedoch schnell 
enttäuscht. Nach dem ver-
meintlichen Kompromiss 
soll die Veränderung des 
Erscheinungsbildes einer 
Sache nur dann strafbar 
sein, wenn sie „nicht nur vo-
rübergehend ist“. Schmiere-
reien, die abwaschbar und 
entfernbar sind, können 
nach dieser Regelung also 
weiterhin nicht bestraft 
werden, da sie ja nicht dau-
erhaft sind. Nur zerkratzte 
Fensterscheiben beispiels-
weise werden hiervon er-
fasst; das ist allerdings auch 
nach geltender Rechtslage 
nicht anders. Offensichtlich 
haben sich hier Ströbele und 
Co. gegenüber ihrem Koali-
tionspartner wiederum voll 
durchgesetzt. Der Bunde-
sinnenminister hat schein-
bar die prekäre Lage, in die 

sich die Rot-Grüne Koalition 
manövriert hat, erkannt und 
versucht mit spektakulären 
Hubschraubereinsätzen ge-
gen Grafitti-Schmierer vom 
eigentlichen Problem abzu-
lenken. Gerade im Stadtge-
biet ist ein ständiger Einsatz 
von tieffliegenden Hub-
schraubern zu nachtschla-
fender Zeit den Bürgern 
kaum zuzumuten.
Den immer dreister werden-
den Schmierfinken ist nur 
mit unmissverständlicher 
Strafandrohung, wie sie der 
Bundesrat und die CDU/CSU 
vorgeschlagen haben, zu 
begegnen. Allein bei einem 
Treffen der Graffiti-Szene in 
Berlin vor einem Monat wur-
de innerhalb von 48 Stun-
den eine Fläche von 975 m2 
an Berliner S-Bahn-Zügen 
besprüht. Das entspricht 
einer Länge von 400m. Den 
Schaden tragen letztlich die 
Kunden der Bahn über den 
Fahrpreis. Die SPD im Bun-
destag muss sich fragen las-
sen, ob sie dies dem Bürger 
nur aus Rücksicht auf Herrn 
Ströbele noch länger zumu-
ten kann.  

Roland Gewalt, MdB

Roland Gewalt, 
MdB

Gericht stoppt Schönefeld-Ausbau 
Das Bundes-
verwaltungs-
gericht hat 
vorläufig alle 
Maßnahmen 
für den Aus-
bau des Flug-
hafens Ber-

lin-Schönefeld untersagt. 
Damit droht dem Projekt 
BBI nun ein langwieriges 
Verfahren mit ungewis-
sem Ausgang.
Nachdem das Oberver-
waltungsgericht Berlin im 
vorigen Jahr die zum 31. 
Oktober 2004 geplante 
Stilllegung des Flughafens 
Tempelhof für „offensicht-
lich rechtswidrig“ erklärt 
und das Oberverwaltungs-
gerichtes Frankfurt (O.) in 
diesem Jahr die landespla-
nerische Grundlage für den 
Flughafenausbau BBI Schö-
nefeld in Frage gestellt hat, 
stellt die Entscheidung 
des Bundesverwaltungs-
gerichts bereits die dritte 

Bruchlandung für die Ber-
liner Flughafenpolitik dar. 
Ein erneutes Landesent-
wicklungsplanverfahren 
und ein Ergänzungsverfah-
ren zur Planfeststellung für 
BBI erscheinen erforder-
lich. Angesichts von Plei-

ten, Pech und Pannen bei 
der Flughafenplanung ma-
chen sich nicht nur Wirt-
schaftsverbände und Ge-
werkschaften ernsthafte 

Sorgen um die wirtschaft-
liche Entwicklung und die 
damit verbundenen Ar-
beitsplätze in Berlin.
Für den Berliner Bundes-
tagsabgeordneten Peter 
Rzepka (CDU) zeigt diese 
Entscheidung einmal mehr, 

dass die vom Berliner Se-
nat kurzfristig betriebene 
Schließung Tempelhofs 
verantwortungslos und 
eine ernsthafte Gefahr für 

die Wachstumspotentiale 
im Luftverkehr der Haupt-
stadtregion ist. Experten 
gehen davon aus, dass bei 
Schließung des Flughafens 
Tempelhof die Entwick-
lungspotentiale des Flug-
verkehrs im Großraum 

Berlin nicht aus-
geschöpft werden 
können und schon 
im Jahre 2007 
weitere Engpässe 
drohen. Denn der 
Passagier-Boom 
an den Berliner 
Flughäfen hält an 
- im Januar 2005 
wurden rund eine 
Million Passagiere 
an allen drei Flug-
häfen abgefertigt, 
20 Prozent mehr 
als noch im letzten 

Jahr. Peter Rzepka: „Der 
Flughafen Tempelhof muss 
offen bleiben, mindestens 
bis zur Inbetriebnahme von 
BBI Schönefeld.“ (eig)

SPD-Wahlplakat 2004

Peter Rzepka 
MdB

Flughafen-Tempelhof muss bleiben


